
337 der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Nationalrates XIII. GP 

Bericht 

des Unterrichtsausschusses 

über die Regierungsvorlage (245 der Bei- übernahme auch der restlichen Personallasten der 
lagen): Bundesgesetz, mit dem das Privat- katholischen Schulen durch den Bund statt. Nach 

schulgesetz geändert wird dem am 8. März 1971 unterzeichneten Zusatz-
und vertrag zum erwähnten Vertrag vom 9. Juli 1962 

über den Antrag der Abgeordneten Dr. Gru- soll das Ausmaß der Zuschüsse für die katho
ber und Genossen, betreffend ein Bundes- lischen Schulen auf 100°/0 des Lehrerpersonal
gesetz, mit dem das Privatschulgesetz ge- aufwandes erhöht werden (siehe Zusatzvertrag 

ändert wird (3/A - II-8 d. B.) in 288 der Beilagen). Wie 1962 ist nun für alle 
Am 10. November 1971 haben die Abgeord- mit dem öffentlichkeitsrecht ausgestatteten 

neten Dr. G ru b e r und Genossen den An- konfessionellen Privatschulen eine gleichartige 
trag 31 A, betreffend ein Bundesgesetz, mit dem Regelung erforderlich; dies soll durch eine ent
das Privatschulgesetz geändert wird, eino-ebracht· sprechende Anderung des Privatschulgesetzes 

d
. b 'ch h 
leser Antrag deckt sich - mit Ausnahme des ges e en. 

§ 20 a _ im wesentlichen mit der Regierungs- Der Unterrichtsausschuß hat die beiden Vor-
vo~lage in 507 der Beilagen zu den stenogra- lagen in seiner Sitzung am 18. Mai 1972 in Ver
phlschen Protokollen (XII. GP), die während handlung gezogen. 
der XII. GP des Nationalrates nicht mehr verab- An der Debatte beteiligten sich außer den 
schiedet werden konnte. Berichterstattern die Abgeordneten Pet e r, 

Nach Abschluß ergänzender Verhandlungen Dr. Marga Hub i n e k, Dipl.-Ing. Dr. Johanna 
zwischen dem Heiligen Stuhl und der Republik Ba y e r, Lu p t 0 w i t s, Ha r wal i k, Dr. E r
österreich (siehe Protokoll in 288 d. B.) hat die mac 0 r a, Dr. Sc h ne 11, Tng. Sc h e i be n
Bundesregierung dem Nationalrat am 23. März g r a f, Dr. Eduard Mo s e r, B le c h a, Edith 
1972 einen neuen Entwurf eines Bundeso-esetzes D 0 b e s b erg e rund 0 f e nb ö c k. 
mit dem das Privatschulgesetz geände~t wird Bei der Abstimmung wurde die Regierungs-
(245 d. B.), vorgelegt. vorlage unter Berücksichtigung der beigedruckten 

Diesen Vorlagen liegt folgender Sachverhalt Abänderungen mit Stimmeneinhelligkeit :mge-
zugrunde: nommen. 

Durch den Vertrag zwischen dem Heiligen Damit ist der Antrag der Abgeordneten 
Stuhl und der Republik Österreich vom Dr. G r u b e r und Genossen (3/A) miterledigt. 
9. Juli 1962 zur Regelung von mit dem Schul- Der vom Abgeordneten Lu p t 0 w i t s ge
wesen zusammenhängenden Fragen, BGBL stellte Entschließungsantrag wurde mit Stim
Nr. 273/1962, hat sich die Republik Österreid1 menmchrheit angenommen. Ein vom Abge
im Jahre 1962 verpflichtet, für die katholischen ordneten Dr. Marga Hub i n e k gestellter 
Schulen 600/0 einer bestimmten Anzahl von Entschließungsantrag fand nicht die erforderliche 
Lehrerdienstposten zur Verfügung zu stellen. Die Mehrheit. 
gleiche Regelung ist im § 18 des Privatschul- Als Ergebnis seiner Beratung stellt somit der 
gesetzes, BGBL Nr. 244/1962, für alle gesetzlid1 Unterrichtsausschuß den An t rag, der Natio
anerkannten Kird1en und Religionsgesellsc,l1aften nalrat woile 
vorgesehen worden. Mit diesen Regelungen 1. dem von der BundesregIerung vorgelegten 
wurde erstmalig ein gesetzlicher Anspruch auf Gesetzentwurf (245 d. B.) mit den an g e- ; 
staatlid1e Subventionierung eines Teiles des ~ chI 0 s s .. e ? e n A. b ä n der u.n gen die ver- ·/1 
Personalaufwandes der konfessionellen Privat- tassungsmaßlge Zustimmung ertellen, /' 
schulen gesetzt.. 2. die bei g e d r u c k teE n t s chI i e ß u n g . 2 

In der zweiten Hälfte des Jahres 1970 fanden i annehmen. 
Verhandlungen mit dem Heiligen Stuhl über die I Wien, am 18. Mai 1972 

Wuganigg 
Berichterstatter 

01'. Gruber 
Obmann 
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2 . 337 der Beilag,en 

Abänderungen 
zum Gesetzentwurf in 245 der Beilagen 

1. Im Art. I Z. 2 (§ 19 Abs. 5) treten anstelle 
der Worte "zahlen" und "ausgegeben" die Worte 
"ersetzen" und "geleistet". 

2. Im Art. II lit. a ist nach den Worten 
"Protokoll vom" das Datum ,,25. April 1972'~ 
einzufügen. 

Entschließung 

Die Bundesregierung wird ersucht, die Frage 
einer übernahme des Lehrerpersonalaufwandes 
für die von den Ländern und Gemeinden er
haltenen Privatschulen mit Offentlichkeitsrecht 
durch den Bund zu prüfen und dem Nationalrat 
nach Maßgabe der finanziellen Möglichkeiten und 
unter Berücksichtigung des Finanzausgleiches 
Vorschläge für eine Lösung dieses Problems vor
zulegen. 
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